Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

73. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 23. November 1966 

74. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 24. November 1966 

75. Sitzung des Deutsdien Bundestages 
am Freitag, dem 25. November 1966 


L Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


Abgeordneter Weldie Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Rollmann rung über die Zukunft des Referats Jugend- 

und Studentenpublizistik im Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsdie Fragen 

Abgeordneter Gilt nach Auffassung der Bundesregierung 
Hirsch heute noch das Hehhstedter Abkommen vom 

3./4. Oktober 1949, nach dem ein Gelegen- 
heitsverkehr mit Omnibussen über die Zonen- 
grenze nach Westberlin grundsätzlich nicht 
erwünscht ist und deshalb für jeden einzelnen 
Fall eine gebührenpflichtige Genehmigung 
erforderlich ist? 


111. Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdhaft 


III. 1. Abgeordneter Warum ist es der Bundesregierung bis jetzt 
Lautenschlager nicht gelimgen, durch Verhandlungen die 
Schutzzölle, die auf deutsche Autos bei der 
Einfuhr nach Italien imd Frankreich erhoben 
werden, abzubauen bzw. die Ausfuhrsubven- 
tion, die französischen Automobilfirmen beim 
Export nach Deutschland gewährt wird, durch 
Importzölle bzw. Abschöpfimgen aufzufangen? 
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IIL 2. Abgeordneter Warum fördert die Bundesrepublik die Grün- 
Lautensdilager düng von Filialbetrieben der deutschen Auto- 
mobilindustrie, insbesondere des Volkswagen- 
werkes, in den Ostblockstaaten nicht, während 
Frankreich und Italien auf diesem Gebiet ihrer 
Fahrzeugindustrie kräftige Hilfe gewähren? 


IV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregienmg bekannt, daß viele 
Dr. Jahn private deutschsprachige Schulen im Ausland 

(Braunschweig) sich in großer materieller Notlage befinden, 
unter imwürdigen Unterrichtsbedingungen 
leiden und deswegen dem kulturellen Anse- 
hen Deutschlands draußen schaden? 

Kennt die Bundesregierung die erschütternde 
Dokumentation über Situation und Entwick- 
lung dieses ältesten ZweifesÄer kulturellen 
Ausstrahlung Deutschlan^Srifc nämlich der 
deutschsprachigen Schulenim Ausland, welche 
der „Freundeskreis deutscher Auslandsschulen 
e. V." am 9. November 19^ veröffentlicht 
hat? 

IV. 3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Jahn die Auslandsschulmisere auf dem in Fra- 

(Braimsrhweig) ge IV/2 erwähnten Sektor zu beseitigen? 

IV. 4. AbgecJfjdneter Welche Maßnahmen zur Bet^ligung an den 
Kahn^J^kermann Soforthilfeaktionen zur ReftihÜ nnd Bergung 
der durch die Unwetterkatastrophe in Florenz 
bedrohten Kunstwerke und Baudenkmäler hat 
die Bundesregierung angesichts der besonde- 
ren Rolle ergriffen, welche die Ktmstwerke 
dieser Stadt für die deutsche Kunst- und Kul- 
turgeschichte besitzen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

V. 1. Abgeordnete Wie lange dauert die Erteilung eines Visums 
Frau Dr. für Reisende aus osteuropäischen Ländern? 

Diemer-Nicolaus 

V. 2. Abgeordnete Für welchen Zeitraum erhalten die in Fra- 
Frau Dr. ge V/1 erwähnten Reisenden eine Aufenthalts- 

Diemer-Nicolaus genehmigimg? 

V. 3. Abgeordneter Welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
Dröscher rung aus den im Poignant-Bericht (Studie der 

Europäischen Forschimgskommission für die 
Entwicklung des Bildungswesens an Schulen 
und Hochschulen) enthaltenen Feststellungen 
treffen, wonach der Anteil der Kinder aus 
Familien von Industriearbeitern, Bauern, 


IV. 2. Abgeordneter 

Dr. J&hn 
Plat^chweig) 
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Dienstpersonal etc. an der Gesamtzahl der an 
den Hochschulen Studierenden 

30.0 Vo in Großbritannien, 

12,6 ®/o in Frankreich, 

11,5 ®/o in Belgien, 

10.0 ®/o in den Niederlanden und nur 

7,5 ®/o in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

beträgt? 

V. 4. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung den in der Emp- 
Flämig fehlung 471 der Beratenden Versammlung des 

Europarates vom 29. September 1966 gemach- 
ten Vorschlag für die Selbstfinanzierung des 
interkommunalen Austausdis? 

V. 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Minister- 
Flämig komitee des Europarates dafür einzutreten, 

daß im Budget des Europarates ein ständiger 
Betrag für die Verwirklichung des Planes zur 
Weiterentwicklung des interkommunalen Aus- 
tauschs eingesetzt wird? 

V. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Flämig der Empfehlung 471 der Beratenden Versamm- 

lung des Europarates den Plan zur Weiterent- 
wicklung des europäischen interkommunalen 
Austauschs weiter zu verfolgen? 

V. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung willens und in der 
Schwabe Lage, gewissen Radikalisierungserscheinun- 

gen in der öffentlichen politischen Ausein- 
andersetzung durch eine verstärkte Förderung 
der politischen Bildungsarbeit entgegenzuwir- 
ken? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VI. 1. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, wie hoch sind 

Schmidt z. Z. die fiskalischen Gesamtbelastungen bei 

(Braunschweig) Benzin folgender Arten: eingeführtes Fertig- 

benzin ausländischer Herkunft, eingeführtes 
Fertigbenzin aus Ostdeutschland SQwie Ben- 
zin innerdeutscher Fabrikation hergestellt aus 
importierten Rohölen, Benzin innerdeutscher 
Fabrikation hergestellt aus in der Bundes- 
republik hergestellten Rohölen? 

VI. 2. Abgeordneter Ergibt sich hinsichtlich der Besteuerung von 

Schmidt Superkraftstoffen ein Unterschied? 

(Braunschweig) 

VI. 3. Abgeordneter Wie hoch ist die entsprechende fiskalische 

Schmidt Gesamtbelastung bei Dieselkraftstoffen? 

(Braunschweig) 
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VI. 4. Abgeordneter 

Rollmann 


VI. 5. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


VI. 6, Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


VI. 7. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


VI. 8. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


VI. 9. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


VI. 10. Abgeordneter 

Strohmayr 


Wann werden die notwendigen Ausführungs- 
bestimmungen zum Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz vom 22. Mai 1965 erlas- 
sen? 

Entspricht die in der Öffentlichkeit verbreite- 
te Information den Tatsachen, nach der Staats- 
sekretär Grund in der Kabinettsitzung vom 
26. Oktober andere Haushaltszahlen, nämlich 
niederere Einnahmen- und höhere Ausgaben- 
schätzungen vorgelegt habe, als dies in frühe- 
ren Kabinettsitzungen der Bundesfin^nzmini- 
ster a. D. Dr, Dahlgrün getan hatte? 

Wann und bei der Beratung welcher ausgaben- 
wirksamer Gesetze hat der damalige Bundes- 
finanzminister Dr. Dahlgrün in Kabinett, Bun- 
desrat und Bundestag daraufhingewiesen, daß 
die vorliegenden Gesetze angesichts der kom- 
menden finanziellen Entwicklung in Kürze wie- 
der geändert werden müssen? 

Entsprechen zahlreiche Meldungen den Tat- 
sachen, wonach der für die Bundesfinanzen 
zuständige damalige Bundesfinanzminister Dr. 
Dahlgrün einen Haushaltsentwurf 1967 nach 
Erarbeitung in seinem Ministerium vorgelegt, 
sich dann im Kabinett gegenüber seinem eige- 
nen Entwurf der Stimme enthalten und in 
seiner FDP-Fraktion schließlich gegen diesen 
gestimmt hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Arti- 
kel vom 10. November 1966 in der Welt unter 
den Überschriften „Bundesfinanzen — FDP 
verschleierte die Haushaltslage — Dahlgrün 
durfte die echten Zahlen nicht nennen — 
Staatssekretär Grund bot Rücktritt an" und 
den erneuten Artikel in der gleichen Zeitung 
vom 11. November 1966, wonach der damalige 
Bundesfinanzminister Dr. Dahlgrün seinen Mi- 
nisterkollegen die wirklichen Zahlen des Bun- 
deshaushaltes 1967 „und damit die gefährliche, 
wahre Haushaltslage" nicht vor dem 26. Okto- 
ber 1966 offengelegt habe? 

Trifft es zu, daß — nach dem in Frage VI/8 
genannten ersten Artikel — der damalige Bun- 
desfinanzminister Dr. Dahlgrün seinem Staats- 
sekretär Grund erst nach energischen Vor- 
haltungen des Bundeskanzlers die Erlaubnis 
gegeben habe, die in seinem Ministerium seit 
langem erarbeiteten Haushaltszahlen dem Ka- 
binett vorzulegen und damit die wahre Haus- 
haltssituation deutlich zu machen? 

Sind der Bundesregierung Presseverlautba- 
rungen — Augsburger Allgemeine — vom 
1. November 1966 — bekannt, wonach der 
Vorstands Vorsitzende der BASF erklärt hat, 
daß bei einer Erhöhung der Ertragsteuer die 
BASF unter Umständen ihren Sitz ins Aus- 
land verlegen werde? 


Fragesteller hat sich mit 
^ schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
Y schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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VI. 11. Abgeordneter Welche Meinung hat die Bundesregierung zu 
Strohmayr der in Frage VI/10 erwähnten Androhung? 

VI. 12. Abgeordneter Warum ist im Steueränderungsgesetz 1966 die 
Seuffert Beseitigung des § 51 Abs. 1 Ziffer 2 Buch- 

stabe t EStG (Steuerbegünstigung für Vollblut- 
zucht) nicht vorgesehen, obwohl die Bundes- 
regierung laut ihrer Antwort vom 22. August 
1966 auf meine damalige Anfrage der An- 
sicht ist, daß die Begünstigung beseitigt wer- 
den sollte? 


VIL Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährung^ 
Landwirtschaft und Forsten 

VII. 1. Abgeordneter Welche Überlegungen veranlaß ten den EWG- 
Dr. Effertz Ministerrat, bei der Berechnung der Kosten 

für den Ausrichtungs- und Garantiefonds zur 
Durchführung der gemeinsamen Milchmarkt- 
ordnung über die Vorschläge der Kommission 
hinauszugehen? 

VII. 2. Abgeordneter Worauf stützt sich die Meinung des Bundes- 

Dr. Effertz ernährungsminister s (Bezug: Drucksache 

V/1089, Frage und Antwort 8), daß über die 
bisherigen deutschen Einzugs- und Absatzge- 
biete noch keine Entscheidungen getroffen 
seien und daß im Falle einer Aufhebung eine 
mehrjährige Übergangszeit durchzusetzen sei? 

VII, 3. Abgeordneter Ist die Frage einer Änderung des jetzt be- 

Dr. Effertz schlossenen Systems der EWG-Milchmarktord- 

nxmg bei den Verhandlungen in Brüssel be- 
reits Gegenstand der Beratungen gewesen, 
um schon jetzt entsprechende Maßn ahm en vor- 
zusehen für den Fall, daß ein Erzeugererlös 
von 39 Pfg. je kg Milch ab Hof über den 
Markt nicht zu erzielen ist? 

VIL 4. Abgeordneter An welche Maßnahmen denkt die Bundesre- 
Peters gierung, um beim Wegfall des Trinkmilch- 

(Poppenbüll) Werkmilchausgleichs einen nationalen gleich 
wirksamen Ausgleich zwischen den Erlösen für 
Trinkmilch und für Werkmilch erreichen zu 
können? 

VII. 5. Abgeordneter Auf welche Berechnungen stützt sich die Bun- 
Peters desregierung bei der Beantwortung der Fra- 

(Poppenbüll) geh 2 und 3 der Kleinen Anfrage auf Druck- 
sache V/1089, wonach bei der Milch, die bei 
der Verarbeitung zu Butter und Magermilch 
(zu Futterzwecken) eingesetzt wird, ein Netto- 
erlös erzielbar sein wird, der um 0,5 bis 1 Pfg. 
je kg Unter dem gemeinsamen Richtpreis, bei 
der übrigen Milch jedoch um 0,5 bis 1 Pfg. 
über dem Richtpreis, liegt? 
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VIL 6. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


Glaubt die Bundesregierung, mit der bei der 
Beantwortung der Frage 4 auf der Drucksache 
V/1089 erre^neten Preiserhöhung von 0,50 
bis 1,00 DM je kg für Schnittkäse, halbfetten 
Käse sowie bei Milchpulver auskommen zu 
können, um den gemeinsamen Richtpreis für 
angelieferte Milch von 41,2 Pfg. je kg frei 
Molkerei zu erreichen? 


VII. 7. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
verschiedenen interessierten Seiten ge- 
wünschte Errichtung eines Nationalparks im 
Bayerischen Wald unter besonderer Berück- 
sichtigung landwirtschaftlicher und forstwirt- 
schaftlicher Belange? 


VII. 8. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß, abweichend von den 
Fritsch Bundesrichtlinien, dem Land Bayern. Ausnah- 

(Deggendorf) meregelungen in den Investitionsbeihilfen für 
landwirtschaftliche Betriebe des Inhalts zuge- 
standen werden, daß die Förderung des Siio- 
baues und der Errichtung von Unterdach- 
trocknungsanlagen und Gülleanlagen für die 
Zeit vom 1* Januar 1966 bis zum Erlaß der 
Bundesrichtlinien vom 16. Juni 1966, soweit 
solche Maßnahmen im genannten Zeitraum 
fertiggestellt wurden, fortgesetzt werden 
kann? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


VIII. 1. Abgeordneter Ist es richtig, daß ca. 450 Betriebe des Bau- 
Folger gewerbes in Verdacht stehen, durch falsche 

Angaben gegenüber dem zuständigen Arbeits- 
amt Schlechtwettergeld erschwindelt zu haben? 


VIII. 2. Abgeordneter 
Folger 


Ist es richtig, daß Unternehmer ohne Wissen 
ihrer Arbeitnehmer Schlechtwettergeld für sich 
kassiert haben? 


VIII. 3. Abgeordneter Wenn die Frage VIII/1 bejaht wird, wie ist 
Folger es zu erklären, daß ein solch umfangreicher 

Betrug zu Lasten der Arbeitslosenversicherung 
möglich war? 


VIIL 4. Abgeordneter Liegt der Bundesregierung Material vor, aus 
Strohmayr dem hervorgeht, daß die Schlechtwettergeld- 

regelung eine ungerechtfertigte Ausnutzung 
zuläßt? 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1 . Abgeordneter 

Kohlberger 


IX. 2. Abgeordneter 

Kohlberger 


IX. 3. Abgeordneter 

Kohlberger 

IX. 4. Abgeordneter 
Wächter 


IX. 5. Abgeordneter 
Wäditer 


IX. 6. Abgeordneter 
Wächter 


IX. 7, Abgeordneter 
Dröscher 


Trifft es zu, daß auf dem Flugplatz Egling 
Flugzeuge der Luftwaffe vom Typ Fuga-Ma- 
gister mit voller Ausrüstung und vorhandener 
Flugtüchtigkeit an Privatpersonen und an 
Firmen verkauft worden sind? 

Wieviel der in Frage IX/1 erwähnten Ma- 
schinen sind bisher, und nicht nur in Egling, 
abgesetzt worden? 

Bei Bejahung der Frage IX/2, wie hoch war der 
Erlös pro verkaufte Maschine? 

Welche Kosten sind bislang bei den nach 
den NATO- Vorschriften gebauten Hundezwin- 
geranlagen im Bereich des Wehrbereichskom- 
mandos Hannover für die einzelne Anlage 
entstanden? 

Gehören zu einer solchen in Frage IX/4 er- 
wähnten Anlage neben den einzelnen Boxen 
für die Hunde gleichzeitig eine Hundeküche 
mit einem 500 Liter Kühlschrank für Hunde- 
futter, ein Untersuchungsraum, ein Aufent- 
haltsraum für die Hundeführer, ein Extraraum 
für den Wachleiter und neben der Heizung 
entsprechende sanitäre Anlagen? 

Wieviel Quadratmeter Grundfläche wird für 
den Bau einer solchen in Frage IX/5 erwähn- 
ten Anlage benötigt? 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem das 
Bundesverwaltungsgericht in seiner Entschei- 
dung VIIC 72.65, 11.96, 96.66 entschieden hat, 
daß im Falle der Zurückstellung von der Wehr- 
pflicht für den nachweislich einzigen Sohn 
eines im Krieg Gefallenen „die Bestimmungen 
eng auszulegen" seien, und daß ein im Au- 
gust 1944 geborener Kläger zurückgewiesen 
wurde, weil die mit dem gefallenen Vater 
verlobte Mutter nicht von den rechtlichen 
Möglichkeiten des „Dritten Reiches" Gebrauch 
gemacht hatte, noch nach dem Kriegstod ihres 
Verlobten die Ehe zu schließen, eine gesetz- 
liche Formulierung vorzuschlagen, die in Här- 
tefällen eine Regelung möglich macht? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

X. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinimg, daß 
Dr. Prassler möglichst in jeder Gemeinde eine Unfallmel- 

destelle für Straßenverkehrsunfälle vorhan- 
den sein sollte? 
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X. 2. Abgeordneter 
Dr. Prassler 


X. 3. Abgeordneter 
Dr. Prassler 


X. 4. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


X. 5. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


X 6. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


X. 7. Abgeordneter 
Dröscher 


X. 8. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


X. 9. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, ein Netz von Unfallmeldestellen an den 
öffentlichen Straßen auszubauen unter Berück- 
sichtigung der Kosten pro Meldestelle? 

Sind bisher schon Maßnahmen getroffen wor- 
den, die eine Abstimmung zwischen den Ver- 
kehrsbehörden und den Vorstellungen der 
Kreisvereine des Deutschen Roten Kreuzes 
betr. Unfallmeldestellen zum Inhalt hatten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der deut- 
sche grenzüberschreitende Güterkraftverkehr 
u. a. auch dadurch in erhebliche Bedrängnis 
geraten ist, daß z. B. die Schweiz für Schweizer 
Lastkraftfahrzeuge zwei Zulassungsscheine 
ausstellt, und zwar den zweiten für wesentlich 
höhere Gewichte, als in der Schweiz erlaubt 
sind, sofern diese Fahrzeuge im Ausland ein- 
gesetzt werden sollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frank- 
reich mangels eines weitgehenden Gegensei- 
tigkeitsabkommens alle schweizerischen Last- 
kraftfahrzeuge zurückweist, die die schweize- 
rischen Inlandsnormen übersteigen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die durch die unterschiedlichen höchst- 
zulässigen Abmessungen und Gewichte ins- 
besondere im Verkehr mit der Schweiz und 
Italien entstehenden Schwierigkeiten zu be- 
heben? 

Wäre es trotz der bisher mehrfach betonten 
grundsätzlichen Ablehnung eines Dreispurver- 
kehrs auf Bundesstraßen angesichts der zu 
erwartenden Beschränkung im Straßenbau 
nicht doch zweckmäßiger, dafür ausreichend 
breite Straßen anstatt auf zwei vorläufig auf 
drei Spuren abzuzeichnen und so eine größere 
Flüssigkeit des Verkehrs zu erreichen — • wie 
das im westlichen Ausland vielfach geschieht? 

Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, 
über den Einfluß des Wetters durch Städte 
und andere Ansiedlungen einen Bericht — ähn- 
lich dem Bericht der National Geographie 
Society der Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka — erstellen zu lassen? 

Welche Einsparungen können, nachdem — laut 
Ausführungen von Bundesbahnpräsident Oef- 
tering von der Industrie- und Handelskammer 
in Hannover (Süddeutsche Zeitung, 16. No- 
vember 1966) — in den Außendiensten der 
Deutschen Bundesbahn die Belegschaft um 
95 000 Menschen verringert worden ist, nun 
auch an Verwaltungspersonal und finanziellen 
Aufwendungen für die Verwaltung vorge- 
nommen werden? 
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X. 10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Schwabe in Zukunft die Diskriminierung deutscher 

Charterflugzeuge durch spanische Behörden 
— wie unlängst in Palma/Mallorca — zu un- 
terbinden? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
angesichts der ungleichen Zahlungsbilanz des 
internationalen Tourismus einen stärkeren 
Anteil bei der Beförderung deutscher Touri- 
sten für deutsche Fluggesellschaften zu er- 
wirken? 

Entspricht es den Tatsachen, daß Staatssekre- 
tär Seiermann kürzlich gegenüber bayerischen 
Landtagsjournalisten geäußert hat, daß der 
Bau der Autobahn Regensburg — Passau nicht 
dringlich sei und deshalb zurückgestellt wer- 
den müsse? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmelde wesen 

Billigt die Bundesregierung eine Fristsetzung 
von 18 Tagen gegenüber den Postkunden 
eines Berliner Postamtes für die Schließung 
ihrer Postfächer, wenn dieses bisherige Zu- 
stellpostamt diese Eigenschaft verlieren soll? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu treffen, um in Zukunft den Inha- 
bern von Postschließfächern, denen die Geneh- 
migung zum Abholen von Postsendungen ent- 
zogen werden soll, eine rechtzeitige Einstel- 
lung auf die zu erwartende Änderung zu er- 
möglichen? 

XI. 3. Abgeordneter Wann sind in letzter Zeit in der Bundesrepu- 
Raffert blik Bildfunksende- und -empfangsanlagen ge- 

schlossen worden? 

XI. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Still- 
Raffert legung von Bildfunkstellen die Aktualität der 

Zeitungsberichterstattung beschneidet? 

XI. 5. Abgeordneter Hat die Bundesregierung erwogen, ob mit 
Raffert einer erheblichen Einschränkung des Bild- 

funkdienstes die Monopolstellung eines Ver- 
lages, der über ein Netz eigener Bildfunk- 
anlagen in der Bundesrepublik verfügt, weiter 
verstärkt wird und andere Verlage benach- 
teiligt werden? 

XI. 6. Abgeordnete Warum gibt es in der Bundesrepublik keine 
Frau Meermann einheitliche Regelung für die Reihenfolge der 
Straßen- und Ortsbezeichnung im Brief- und 
Telegramm verkehr? 


XL 1. Abgeordneter 

Dorn 


XL 2. Abgeordneter 

Dorn 


X. 12. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


X. 11. Abgeordneter 
Schwabe 
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XL 7. Abgeordnete Erwägt die Bundesregierung audi im Brief- 
Frau Meermann verkehr eine Anpassung an die internationalen 
Gepflogenheiten? 

XL 8. Abgeordneter Ist das Bundespostministerium bereit, in Kür- 

Lautenschlager ze die Empfangs Verhältnisse für das Zweite 

Fernsehprogramm im mittleren Altmühltal, 
besonders in den Landkreisen Riedenburg und 
Beilngries, zu verbessern oder mittels eines 
Provisoriums bis zur Errichtung einer festen 
Relaisstation der dort wohnenden Bevölke- 
rung einen besseren Empfang des Zweiten 
Fernsehprogrammes zu ermöglichen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung für die 
vor allem zu Weihnachten und Neujahr ver- 
wandten Grußkarten des Weltkinderhilfs- 
werkes der Vereinten Nationen (UNICEF), 
die hinsichtlich ihres Formates nicht mehr den 
Vorschriften der Deutschen Bundespost für 
Standardbriefsendungen entsprechen, eine bis 
zum 31. Dezember 1966 befristete Sonderrege- 
lung für den Versand als Standardbriefe ge- 
troffen hat? 


XL 10. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die Anwen- 
Frau Freyh düng der in Frage XI/9 erwähnten Regelung 

in Hinblick auf den Verwendungszweck des 
Erlöses aus diesen Karten für bedeutsame 
Maßnahmen des Weltkinderhilfswerkes zeit- 
lich so auszudehnen, daß die UNICEF-Gruß- 
karten auch zu Neujahr als Standärdbriefe 
versandt werden können? 


XIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


XII. 1. Abgeordneter Bekennen sich die Bundesregierung und die 

Dr. Meinecke von der Bundesregierung in den Wissen- 

schaftsrat delegierten Vertreter der Regierung 
heute noch zu den „grundsätzlichen Überle- 
gungen", die den Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates vom 14. Oktober 1960 zugrunde 
liegen und mit den Empfehlungen von der 
Vollversammlung angenommen wurden? 

XIL 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch ihre 

Dr. Meinecke Vertreter im Wissenschaftsrat bei der Auf- 

stellung von Dringlichkeitsprogrammen und 
bei der Erstellung eines Gesamtplans gemäß 
Artikel 2 des Abkommens nachhaltiger als 
bisher darauf zu dringen, die zur Zeit beste- 
henden Zulassungsbeschränkungen durch 
Schaffung besserer Ausbildungskapazitäten zu 
beseitigen oder zumindest zu mildem? 


XL 9. Abgeordnete 
Frau Freyh 
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XIL 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
Dr. Meinecke nis des gemeinsamen Gesprächs der Konfe- 
renz der Kultusminister und der Vertreter der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz vom 11. 
November 1966 hinsichtlich wünschenswerter 
einheitlicher Bewertungsmaßstäbe beim Zu- 
lassungsverfahren und eines Abbaues der Zu- 
lassungsbeschränkungen zum Studium der 
Medizin und Zahnmedizin? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


XIII. 1. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bundesrepublik Deutschland das älteste, seit 
über 40 Jahren in Kraft befindliche und damit 
ein wissenschaftlich völlig überholtes Arznei- 
buch besitzt, obwohl schon seit 15 Jahren an 
einer neuen (7.) Ausgabe gearbeitet wird und 
die fachlichen Vorarbeiten bereits 1964 abge- 
schlossen wurden? 


XIIL 2. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Welche Gründe liegen im einzelnen vor, daß 
seit der Abschlußsitzung der Pharmazeutischen 
Kommission zur Vorbereitung der 7. Ausgabe 
des Deutschen Arzneibuchs kein nach außen 
sichtbarer Fortschritt für die Herausgabe fest- 
zustellen ist? 


XIII. 3. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


XIII. 4. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


XIII. 5. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


XIII. 6. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dem Ver- 
fahren anderer Staaten anzuschließen: näm- 
lich Neubearbeitungen des Deutschen Arznei- 
buchs in Zeitabläufen von wenigen Jahren zu 
veranlassen, um dem schnellen Fortschritt der 
Wissenschaft zügig zu folgen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung jetzt die 
Behauptung der Sachverständigen über die 
Sicherheit der Ölleitung der ENI-Gesellschaft, 
nachdem bereits beim Probebetrieb dieser 
Leitung in Dürrlauingen über 10 000 1 öl aus- 
gelaufen sind, welche in die Kanalisation und 
Kläranlagen und kleineren Wasserläufe der 
Gegend gelaufen sind? 

Glaubt die Bundesregierung immer noch, daß 
die in Frage XIII/4 erwähnte Ölleitung hin- 
reichend gegen Auslaufen von öl gesichert 
ist, daß also ein Auslaufen in den Bodensee 
praktisch unmöglich sei, an dessen Ufer die 
Leitung bekanntlich entlangläuft und der für 
die Wasserversorgung der Großstadt Stutt- 
gart unbedingt vor öl Verschmutzung bewahrt 
werden muß? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dem Ölunglück von Dürrlauingen 
ziehen? 


Bonn, den 18. November 1966 
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